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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 56/10 B 
 
L 13 R 387/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 2 R 3143/05 (SG Freiburg) 
 
 
 
............................, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Mai 2010 durch 

den Richter   Dr.  Berchtold - Vorsitzender - sowie die Richterin  

Dr.  Günniker   und den Richter   Karmanski     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 19. Januar 2010 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 19.1.2010 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf höhere Hinterbliebenenrente verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum Bun-

dessozialgericht (BSG) eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden die grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache (I.) und ein Verfahrensmangel (II.) geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist 

(vgl § 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz <SGG>). 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erforder-

nisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 

Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

I. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage auf-

wirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichter-

lichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt 

sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der 

Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine 

Klärung erwarten lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu 

genügen, eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) 

Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen 

(zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 

2009, § 160a RdNr 41). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung 

nicht gerecht.  
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Die Klägerin hält die folgende Frage für grundsätzlich bedeutsam: 

 "Ist bei der Klägerin die Hinterbliebenenrente mit einer Entgeltpunktezahl von 41,1158 
oder 43,3444 zu berechnen, unter Berücksichtigung der Klärung der Rechtsfrage, was 
sind persönliche Entgeltpunkte im Sinne des Hinterbliebenrentenrechts bei der Be-
rechnung der Hinterbliebenenrente." 

 

Sie hat es jedoch versäumt, die Klärungsbedürftigkeit dieser Frage aufzuzeigen. Eine Rechts-

frage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel steht (BSGE 

40, 40, 42 = SozR 1500 § 160a Nr 4; BSG SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 4-1500 § 160a 

Nr 7 RdNr 8), sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt (BSG SozR 1300 § 13 Nr 1; BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 7 RdNr 8) oder bereits höchstrichterlich geklärt ist (BSG SozR 1300 

§ 13 Nr 1; BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Deshalb hätte die 

Klägerin darlegen müssen, warum sich die aufgeworfene Frage nicht schon anhand von § 66 

Abs 2 Nr 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) beantworten lässt, wonach bei Witwen-

renten die Entgeltpunkte des verstorbenen Versicherten Grundlage für die Ermittlung der per-

sönlichen Entgeltpunkte sind. Zudem zielt die Frage, die bestimmte Entgeltpunktzahlen nennt, 

allein auf die Berechnung der Witwenrente im Einzelfall der Klägerin ab. Eine auf die Ge-

staltung des Einzelfalls zugeschnittene Frage kann aber von vornherein keine Breitenwirkung 

erzielen. 

 

II. Auch die Verfahrensrüge hat keinen Erfolg. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf 

gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 1 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrens-

mangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (vermeintlich) be-

gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung er-

forderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller 

Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit einer Beeinflussung des 

Urteils besteht. Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt.  

 

Die Klägerin rügt eine Verletzung ihres Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs iS von 

§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 Grundgesetz (GG) und trägt hierzu vor, das LSG habe im Urteil "die 

Problematik der doppelten Kürzung von eigener Rente und von Hinterbliebenenrente … nicht 

erörtert". Art 103 Abs 1 GG verpflichtet das Gericht jedoch nicht, auf jeden Gesichtspunkt einzu-

gehen, der im Laufe des Verfahrens von der einen oder anderen Seite zur Sprache gebracht 

worden ist (vgl BVerfG SozR 1500 § 62 Nr 16; BVerfGE 96, 205, 217). Deshalb muss die Be-

schwerdebegründung schon besondere Umstände des Einzelfalls aufzeigen, aus denen ge-

schlossen werden kann, das LSG habe ein bestimmtes Beteiligtenvorbringen weder zur Kennt-

nis genommen noch bei seiner Entscheidung erwogen (vgl BVerfGE 28, 378, 384 f; 47, 182, 

187 f; 54, 86, 92; BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN). Derartige besondere Einzel-

fallumstände schildert die Klägerin nicht. Im Übrigen hat sie es auch versäumt darzulegen, dass 

ihr Vorbringen zur doppelten Kürzung von Versicherten- und Hinterbliebenenrente - aus Sicht 
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des Berufungsgerichts - entscheidungserheblich gewesen ist und das Ignorieren dieser Proble-

matik das Urteil möglicherweise beeinflusst hat. Denn das Gericht braucht im Urteil keine Fra-

gen zu erörtern, auf die es nach seiner materiellen Rechtsauffassung nicht ankommt (BVerfGE 

70, 288, 293 f; BVerfG, Beschluss vom 6.8.2002 - 2 BvR 2357/00 - NVwZ-RR 2002, 802, 803; 

Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 681).  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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